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Kassel, am 20.03.2017

Betrifft Az. 2820 Js 8420/15, Einstellung zu Gunsten von Priez und Schneider vom 09.03.2017, 
Versandt ohne Rechtsbehelfsbelehrung laut Poststempel am 16.03.2017

Beschwerde gegen die Einstellung des so genannten „Ermittlungsverfahrens“ durch StA 
Uekermann. 

Die Staatsanwaltschaft hat das Verfahren dem Recht und den Tatsachen zu wider eingestellt und die 
Einstellung mit völlig nichtssagenden Textbausteinen begründet. Dabei ist aber klar, dass sich der 
Richter Prietz durch die strikte Verweigerung der Bewertung von Tatsachen und durch das 
Ignorieren der ständigen Rechtsprechung des BGH bewusst und in schwerer Weise von Recht und 
Gesetz entfernt hat.

Die Einstellung des Verfahrens gegen Marcus Schneider wegen Freiheitsberaubung in einem 
schweren Fall (10 Tage) und versuchter schwerer Freiheitsberaubung (100 Tage) in einem weiteren 
Fall (beide zum Nachteil des Herrn Berger) hat der Staatsanwalt Uekermann dann gleich gar nicht 
begründet. Herrn Marcus Schneider war aber definitiv bekannt, dass die von ihm völlig überteuert 
verkauften Magnete nicht zu einer Ersparnis bei den Heizkosten führen. Er hat dieses im Verfahren 
dennoch behauptet und den Herrn Berger „in den Knast gelogen“ - am Gelingen dessen hatte aber 
Richter Prietz, der sich in seiner Berufsausübung weit von allem entfernt hatte was einem Richter 
gerade noch erlaubt ist, einen erheblichen Anteil.

Wird nochmals so reagiert stelle ich Strafanzeige wegen Strafvereitlung gegen StA Uekermann und 
mache die Strafvereitlung in brutalster Weise öffentlich und empfehle, statt die „Organe der 
Rechtspflege“ zu bemühen, sich eines Knüppels zu bemächtigen - weil die dann nur so genannten 
„Organe der Rechtspflege“ tatsächlich „Kriminellen gegenüber feige Organe der 
Steuerverschwendung und Arbeitsvermeidung“ sind.

Der Fall ist eigentlich einfach: Marcus Schneider gehört verknackt. Das Freiheitsberaubung 
mittelbar und durch Missbrauch der Gerichte begangen und versucht werden kann hat der BGH seit 
1950 in dutzenden Urteilen und Beschlüssen bestätigt.

Mit freundlichen Grüßen

Jörg Reinholz
Kassel, am 20. März 2017
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